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Akteneinsicht in vormundschaftliche Akten
Sachverhalt

Vorgeschichte
Bei uns steht eine ältere Person unter Beistandschaft. Ihr Beistand ist eine Privatperson, welche ihre Aufgabe stets pflichtbewusst wahrnimmt. Die Verbeiständete hält sich in einem Alters- und Pflegeheim auf. Eine Schwester der Verbeiständeten hat beantragt, einen Heimwechsel sowie den Beistandswechsel zu prüfen. Zur Vertretung ihrer Interessen hat die Schwester einen Fürsprecher eingeschaltet. Die Verbeiständete kann sich zum Vorhaben ihrer Schwester nicht äussern, da sie an Alzheimer erkrankt ist.

Heutiger Stand
Die Vormundschaftsbehörde hat dem Fürsprecher und seiner Klientin sowie dem Beistand das rechtliche Gehör gewährt. Im Anschluss daran wurde unsere Fachinstanz, der Regionale Sozialdienst B., beauftragt, die beiden Anträge (Heim- und Beistandswechsel) zu prüfen. Der Auftrag ist noch in Bearbeitung. Mittlerweile hat uns der Fürsprecher mit Artikeln des VRPG (Verwaltungsrechtspflegegesetz) konfrontiert, u.a. Art. 23 und 24 (Möglichkeit, zum Beweisergebnis Stellung nehmen zu können, und Akteneinsicht).
Unsere Frage an Sie:
Inwiefern müssen wir als Vormundschaftsbehörde auf die Forderung des Fürsprechers eingehen?
Erwägungen

1. Die Vormundschaftsbehörde führt eine vormundschaftliche Massnahme über eine betagte Person. Nach rechtskräftiger Anordnung einer Massnahme ist verfahrensrechtlich das vormundschaftsrechtliche Verfahren abgeschlossen. Damit beurteilt sich die Frage der Akteneinsicht und der Verfahrensbeteiligung grundsätzlich nicht mehr nach Verfahrensrecht, sondern nach dem Datenschutzgesetz, dem Persönlichkeitsschutzrecht (Art. 28 ZGB) und der Wahrung des Amtsgeheimnisses.


2. Daten, welche bezüglich einer vormundschaftlich betreuten Person gesammelt werden, fallen unter den Persönlichkeitsschutz. Ein widerrechtlicher Zugriff Dritter auf diese Daten verletzt die Persönlichkeit (M. Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, S. 57 ff., 69). Darüber hinaus stehen Informationen, welche die Vormundschaftsbehörde in Zusammenhang mit ihrer Amtstätigkeit sammelt, unter das Amtsgeheimnis, dessen Verletzung der Strafdrohung des Art. 320 StGB unterliegt.


3. Die aus dem Vormundschaftsgeheimnis abgeleitete Schweigepflicht richtet sich gegen sämtliche Dritte, namentlich auch Privatpersonen, welche nicht zur Kenntnisnahme vormundschaftlicher Geheimnisse berechtigt sind. Die Schweigepflicht der vormundschaftlichen Organe ist insbesondere auch gegenüber Angehörigen zu beachten, soweit diese nicht nach dem Willen des Klienten oder in dessen fürsorgerischem Interesse oder aufgrund eigener Parteirechte mit einzubeziehen sind (Elsener, 194). 


4. Wie dargelegt, fällt die als Gesuchstellerin aufgetretene Schwester als Partei ausser Betracht, da kein Verfahren hängig ist. Sie ist aber auch nicht in der Lage, ein Verfahren zu eröffnen, solange sie nicht darzutun vermag, dass sie – über die von der Vormundschaftsbehörde bereits angeordneten Betreuungsmassnahme hinaus – fürsorgerische Interesse der Schwester geltend machen kann oder eigene Interessen im Spiel stehen, welche durch das Vormundschaftsrecht geschützt werden können und diesen Schutz mit der geführten Massnahme oder der gewählten Mandatsträgerin nicht geniessen. Anders wäre zu entscheiden, wenn dargetan würde, dass die betagte Schwester im Heim keine adäquate Betreuung und Pflege geniesst, in ihrer persönlichen Freiheit, andern Grundrechte und schützenswerten Interessen unzulässig beeinträchtigt wird, oder dass die mandatierte Beiständin sich Pflichtwidrigkeiten zu Schulden kommen lässt, welche nicht mittels einer Aufsichtsanzeige von der Vormundschaftsbehörde adäquat an Hand genommen würden. 


5. Damit kann nach den vorliegenden Informationen (aus der gegebenen Fragestellung) weder die antragstellende Schwester noch deren Anwalt ein hinreichendes Interesse geltend machen, um Einblick in die vormundschaftlichen Akten nehmen zu können, und es wird ihnen auch die Qualität fehlen, als Beschwerdeführer aufzutreten (Deschenaux/Steinauer, Personnes physiques et tutelle, Rz 1014). Zur Beschwerde ist nur legitimiert, wer die Verletzung der wohlverstandenen Interessen der Schutzbefohlenen oder eigene Interessen, die durch das Vormundschaftsrecht geschützt sind, geltend macht (ZVW 1994 S. 34; ZVW 1995 S. 147; Schwarz, die Vormundschaftsbeschwerde, 84; B. Schnyder, „….jedermann, der ein Interesse hat“, in FS C. Hegnauer, S. 458 f.; Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 31 f. zu Art. 420; B. Schnyder, Die Vormundschaftsbeschwerde nach Art. 420 ZGB, ZVW 2002 S. 87 f.).

6. Die Vormundschaftsbehörde ist ihrer Pflicht nachgekommen, indem sie der antragstellenden Schwester und deren Anwalt eine Anhörung gewährt haben, um zu erkunden, worum es geht. Die VB kann aus aufsichtsrechtlichen Gründen gestützt auf die erhaltenen Informationen von Amtes wegen tätig werden, ohne dass dabei die Schwester eine Parteirolle übernehmen muss (oder darf). Die VB kann aber auch von jeglichen Schritten absehen, wenn offenkundig würde, dass die Initiative der Schwester eher vermögensrechtlichen Befürchtungen (Reduktion von dereinst vererblichen Gütern) entsprungen ist. Sollte die Schwester dagegen gute Gründe für ihr Vorgehen haben, weil die Schutzbefohlene in ihren Interessen nicht geschützt ist, und würde die Vormundschaftsbehörde pflichtwidrig den Missstand nicht angehen, kann bei der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 361 Abs. 2 ZGB) eine Anzeige deponiert werden.


7. Ihre Frage ist demnach wie folgt zu beantworten: Nein. Die Vormundschaftsbehörde kann dem Anwalt formlos mitteilen, dass auf eine Weiterverfolgung der Intervention der Schwester verzichtet werde, wenn keine Pflichtverletzungen zur Diskussion stehen. Andernfalls könnte ihm mitgeteilt werden, dass die Vormundschaftsbehörde das Nötige veranlassen werde. Es ist aber aufgrund der geschilderten Sachlage zu vermeiden, auf ein Verfahren einzutreten.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. April 2007
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